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4 GESCANNT 
Verkündet am: 10.08.2021 

Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

DGB Rechtsschutz GmbH 
Büro Aschaffenburg 

0 6. SEP. 2021 
Arbeitsgericht Würz urg 
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ENDURTEIL 

1 n dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte/r: 

DGB Rechtsschutz GmbH Büro Aschaffenburg 
Haselmühlweg 1, 637 41 Aschaffenburg 

gegen 

............. '. '' 1 ... 

Firma 

Prozessbevollmächtigte/r: 

Rechtsanwältin

- Kläger -

- Beklagte -



- 2 -

hat die 2. Kammer des Arbeitsgerichts Würzburg - Kammer Aschaffenburg -

auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 10. August 2021 

durch den Richter am Arbeitsgericht 

und die ehrenamtlichen Richter    und   

1. Die Klage wird abgewiesen.

für Recht erkannt: 

2. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Der Streitwert wird auf 2.013,05 Euro festgesetzt.
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Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil kann der Kläger Berufung einlegen, wenn der Wert des Beschwerde­
gegenstandes 600,00 € übersteigt. 

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat schriftlich beim 

eingelegt werden. 

Landesarbeitsgericht Nürnberg 
Roonstraße 20 

90429 Nürnberg 

Die Berufung muss innerhalb von zwei Monaten schriftlich begründet werden. Beide Fris­
ten beginnen mit der Zustellung des Urteils, spätestens jedoch mit Ablauf von fünf Mona­
ten nach Verkündung des Urteils. 

Die Berufungsschrift und die Berufungsbegründungsschrift müssen jeweils von einem bei 
einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Sie können 
auch von dem Bevollmächtigten einer Gewerkschaft, eines Arbeitgeberverbandes oder 
eines Zusammenschlusses solcher Verbände unterzeichnet werden, wenn sie für ein Mit­
glied eines solchen Verbandes oder Zusammenschlusses oder für den Verband oder den 
Zusammenschluss selbst eingelegt wird. 

Mitglieder der genannten Verbände können sich auch durch den Bevollmächtigten eines 
anderen Verbandes oder Zusammenschlusses mit vergleichbarer Ausrichtung vertreten 
lassen. 

Die Berufung kann auch in elektronischer Form eingelegt und begründet werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit ei­
ner qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg ent­
sprechend § 46c ArbGG übermittelt werden. Wegen näherer Einzelheiten wird verwiesen 
auf die Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach {ERW) vom 
24. November 2017 in der jeweils geltenden Fassung.

Der Vorsitzende: 

Richter am Arbeitsgericht 25.08.2021/rei 




